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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
BRK Behindertenrechtskonvention

ONU Organisation des Nations unies
DFI Département fédéral de l'intérieur
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
CDPH Convention relative aux droits des personnes handicapées
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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Personnes handicapés

Die im Juni 2019 eingereichten gleichlautenden Postulate Lohr (cvp, TG) (19.3670),
Romano (cvp, TI) (19.3672), Reynard (sp, VS) (19.3684) und Rytz (gp, BE) (19.3668)
forderten vom Bundesrat einen Bericht über die Möglichkeiten der rechtlichen
Anerkennung der Schweizer Gebärdensprachen und eine Überprüfung, ob eine
Anerkennung der Gebärdensprachen – insgesamt gibt es drei solche Sprachen in der
Schweiz – als «Teillandessprache[n] oder Kultur- bzw. Sprachminderheit[en]» möglich
sei, damit die Gehörlosenkultur gezielter geschützt werden könnte. Zusätzlich sollen
konkrete Massnahmen im Sinne des Aktionsplans der BRK der UNO erstellt werden, «um
die vollständige inklusive und barrierefreie Teilhabe von Gehörlosen und
Hörbehinderten zu erreichen». Im Bericht sollte der Bundesrat folgenden Punkten
nachgehen: Wo die  Schweiz im internationalen Vergleich stehe, wo «Schwächen und
Verbesserungsmöglichkeiten im Bericht Behindertenpolitik» vorhanden seien und wie
Bund und Kantone garantieren können, «dass Gebärdensprache für gehörlose Kinder
und deren Angehörige in der Frühförderung» angeboten werde. Ferner forderte das
Quartett den Bundesrat auf, abzuklären, ob Gehörlose am Arbeitsmarkt
gleichberechtigt teilnehmen können und ob die Gesundheitsversorgung für Gehörlose
barrierefrei zugänglich sei. Rytz, Lohr, Romano und Reynard begründeten Ihre Postulate
damit, dass im Land insgesamt 10'000 Gehörlose und eine Mio. Hörbehinderte leben.
Die letzten Entwicklungen in puncto Integration von Gehörlosen seien zwar positiv
(politische Teilhabe, öffentliches Fernsehen), doch seien noch immer dreimal mehr
Gehörlose von Arbeitslosigkeit betroffen und «aufgrund Kommunikationsbarrieren
unverhältnismässig benachteiligt».
Im August empfahl der Bundesrat die Postulate zur Annahme, der Nationalrat folgte
dieser Empfehlung im September diskussionslos. 1

POSTULAT
DATE: 27.09.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

In Erfüllung vier gleichlautender Postulate erschien im September 2021 ein Bericht des
Bundesrates, der die Möglichkeiten der rechtlichen Anerkennung der Schweizer
Gebärdensprachen auswies und die Politik der Schweiz in diesem Bereich mit dem
internationalen Umfeld verglich. In seinem Bericht legte der Bundesrat dar, dass die
Mehrheit der europäischen Länder im Unterschied zur Schweiz mindestens eine
Gebärdensprache rechtlich anerkennt. In der Schweiz kennen ausschliesslich die
Kantone Zürich und Genf eine solche Anerkennung. Fünf Varianten einer möglichen
rechtlichen Anerkennung prüfte der Bundesrat im Rahmen seines Berichts: Eine
Anerkennung als Landessprache oder als (Teil-)Amtssprache, eine Anerkennung im
Rahmen der Europarats-Abkommen, im Rahmen der Sprachenfreiheit oder eine
Anerkennung als Fördersprache. 
Eine Anerkennung im Rahmen internationaler Abkommen hätte indes rein
deklaratorische Natur, solange keine zusätzlichen Rechtsansprüche definiert werden,
so der Bundesrat. Dieselbe Wirkung hätte eine Anerkennung der Gebärdensprache als
Landes- oder Teilamtssprache in der Verfassung, darüber hinaus bedürfte diese Art von
Anerkennung der Zustimmung der Mehrheit der Bevölkerung und der Kantone. Auch die
explizite Erwähnung in der Verfassung, dass die Sprachenfreiheit auch die
Gebärdensprache umfasse, müsste die gleichen politischen Hürden überwinden. Eine
Anerkennung als Fördersprache liesse sich gemäss bundesrätlichem Bericht als einzige
Variante ohne Revision der Bundesverfassung umsetzen. Der Bundesrat betonte
jedoch, dass die rechtliche Anerkennung für ihn keine zwingende Voraussetzung sei, um
die soziale Teilhabe von Menschen mit Gehörbeeinträchtigung weiter zu verbessern. Er
habe das EDI beauftragt, den Dialog mit den verantwortlichen Stellen und
Organisationen zu intensivieren und Verbesserungsmöglichkeiten zu prüfen. 2

RAPPORT
DATE: 24.09.2021
MARLÈNE GERBER
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Nachdem die WBK-NR einen im Auftrag vierer Postulate erstellten Bericht über
Möglichkeiten zur rechtlichen Anerkennung der Schweizer Gebärdensprachen zur
Kenntnis genommen hatte, ortete sie die Notwendigkeit, ein Gesetz zur Anerkennung
von Gebärdensprachen auszuarbeiten. Zu diesem Zweck lancierte sie im Frühjahr 2022
mit 17 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung eine Kommissionsmotion. 3

AUTRE
DATE: 01.04.2022
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2019, S. 1937; AB NR, 2019, S. 1938; AB NR, 2019, S. 1938 ; AB NR, 2019, S. 1938  
2) Bericht BR vom 24.9.21; Medienmitteilung BR, EDI vom 24.9.21
3) Medienmitteilung WBK-NR vom 1.4.22
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